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EVP-Kandidat Cox zum 
neuen Präsidenten gewählt 

Die EVP-ED-Fraktion hat bei der Neuwahl des Prä- 
sidiums des Europäischen Parlaments zur Hälfte 
der Legislaturperiode in der vergangenen Sitzungs- 
woche in Straßburg große Erfolge erzielen können. 

Mit den Stimmen der EVP-ED-Fraktion konnte 
die Wahl von PatCox(l_iberaleFraktion/lrland)zum 
neuen Parlamentspräsidenten durchgesetzt wer- 
den. Im neu gewählten Präsidium wird die EVP-ED- 
Fraktion künftig sieben von 14 Vizepräsidenten 
stellen, sowie drei von fünf Quästoren. In acht von 
17 parlamentarischen Ausschüssen stelltdieEVP- 
ED Fraktion den Vorsitz. 
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EU-KONVENT 

ELMAR   BROK 

Mehr Transparenz und demokratische 
Legitimation 

EINSETZUNG  DES  KONVENTS  IN  LAEKEN  BESCHLOSSEN 

Elmar Brok MdEP 

at der Gipfel von La- 
eken nun endlich 

den Wendepunkt einge- 
leitet? Vieles lässt hof- 
fen, dass die langsamen 
Karossen der Staats- 
und Regierungschefs in 
den Reformpfad einge- 
bogen sind. Im letzten 
Dezember wurden die 
richtigen Signale dafür 
ausgesetzt: Die nächste 
Reformrunde soll von ei- 
nem sich mehrheitlich 
aus direkt gewählten Volksvertretern 
bestehenden Konvent vorbereitet wer- 
den. Die Einsetzung eines demokra- 
tisch legitimierten Verfahrens, an dem 
sich Abgeordnete des Europäischen 
und der nationalen Parlamente ebenso 
wie Repräsentanten der nationalen Re- 
gierungen und der Europäischen Kom- 
mission gleichberechtigt beteiligen, ist 
ein Novum. Die Vorbereitung wurde da- 
mit aus den Händen der sich nicht be- 
währten Diplomatenverhandlungen ge- 
nommen. Dies bietet die Chance, nun 
eine noch vor der Aufnahme neuer Staa- 
ten in die Union dringend benötigte Lö- 
sung für das künftige Institutionengefü- 
ge zu finden. Diesmal kann es nicht bei 
Minimalreformen bleiben. Dies hätte 
desaströse Folgen für die weitere Ent- 
wicklung der Europäischen Union. 

Spätestens im De- 
zember 2000 hatte sich 
nach dem wenig erfolg- 
reichen Gipfel in Nizza 
herausgestellt, dass 
der europäische Inte- 
grationsprozess allein 
durch eine neue Metho- 
de weiter geführt wer- 

IL den kann. In Laeken ha- 
"m ben die Staats- und Re- 
^^ gierungschefs die Kon- 

sequenzen gezogen. 
Neben der Einsetzung 

des Konvents erkennen sie die demo- 
kratische Herausforderung Europas 
an, die europäischen Organe und die 
Bürger einander näher zu bringen und 
eine weitest gehende demokratische 
Kontrolle zu erzielen. „Demokratie, 
Transparenz und Effizienz" dürfen je- 
doch keine leeren Worte bleiben. 

Europa muss verständlich und 
effizient werden 

Nur ein Europa, das in seinen Ent- 
scheidungen verständlich und effizient 
ist, kann die Herzen der Menschen er- 
obern. Der Konvent wird dazu dienen, 
die Europäische Union im Interesse ih- 
rer Bürger handlungsfähig zu machen 
- dies gilt für Fragen der wirtschaftli- 
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chen Entwicklung ebenso wie fürdie in- 
nere und äußere Sicherheit. 

Im März 2002 wird der Konvent sei- 
ne Arbeit aufnehmen. Das kommende 
Jahr ist eine wichtige Phase, in der er 
sich in seiner Arbeitsweise wird be- 
währen müssen. Nach Ablauf der Ver- 
handlungen ist dem Europäischen Rat 
ein kohärentes Ergebnis vorzulegen, 
das sich als einzige Verhandlungs- 
grundlage für die kommende Regie- 
rungskonferenz eignet. Das Papier 
muss generelle Lösungsansätze auf- 
zeichnen und einen breiten, möglichst 
auch durch das Forum der Zivilgesell- 
schaften gedeckten Konsens verkör- 
pern. Der Konvent bietet die Chance, 
ohne unmittelbaren Zeitdruck, der für 
Gipfeltreffen symptomatisch ist, über 
die anstehenden Veränderungen zu de- 
battieren. Dabei muss von vornherein 
klar sein, dass - nachdem die Meinun- 
gen offen und frei zum Ausdruck ge- 
kommen sind - ein Kompromiss ge- 
funden werden muss. 

Ziel ist der Abschluss eines 
Verfassungsvertrags 

Das Ziel ist das Verfassen eines wi- 
derspruchsfreien Dokumentes, dass 
von breiter Zustimmung gestützt wird 
und von Parlamentariern legitimiert ist. 
Im Dezember 2003 sollten die fünf- 
zehn Staats- und Regierungschefs auf 
dieser Basis dann vor dem Inkrafttre- 
ten der Erweiterung die „Verfassung 
von Rom", die rechtlich ein Verfas- 
sungsvertrag ist, abschließen. 

Das Europäische Parlament hat 
durch die Entsendung von 16 Vertre- 
tern, von denen sechs Abgeordnete 

der Fraktion der EVP-ED angehören, 
eine gute Ausgangssituation. Die Ab- 
geordneten werden ihre Aufgabe sehr 
ernst nehmen und hart an der Reform 
der Union arbeiten. In dem kommen- 
den Wochen wird das Parlament sei- 
ne konkreten Forderungen an den 
Konvent formulieren, damit es eine 
aktive mitgestaltende Rolle im Refor- 
mprozess übernehmen kann. Dass 
die Zukunft Europas nicht mehr allein 
in den Händen der Staats- und Regie- 
rungschefs liegen kann, isteine durch 
die Einsetzung des Konvents durch- 
gesetzte Forderung. Das Europäische 
Parlament trägt nun eine große Ver- 
antwortung, die Grundprinzipien der 
Union - Prinzipien von Bürgernähe, 
Transparenz und demokratischer 
Kontrolle - umzusetzen. Wenn der 
Konvent ein Erfolg wird, kann die von 
ihm erarbeitete Verfassungsgrundla- 
ge im Dezember 2003 in den Verfas- 
sungsvertrag von Rom münden. 

Der Konvent hat die Legitimation, ei- 
ne Verfassung für Europa zu erarbei- 
ten. Die Unionsbürger haben einen An- 
spruch auf eine Verfassung, in der sie 
ihre Rechte wiederzufinden können. 
Die verbindliche Integration der Charta 
der Grundrechte muss deshalb Be- 
standteil dieser Verfassung werden. 
Nach Laeken sind die Weichen für eine 
europäische Verfassung gestellt wor- 
den - dieser Weg muss nun mit geein- 
ter Kraft eingeschlagen und erfolgreich 
beschritten werden. 

Elmar Brok (CDU Nordrhein-Westfa- 
len) ist Mitglied des Verfassungskon- 
vents der Europäischen Union und Vor- 
sitzender des Auswärtigen Ausschusses 
im Europäischen Parlament. 
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HOPFENANBAU 

FRANZ XAVER MAYER: 

Der Hopf ist ein Tropf 
ZUR  FöRDERUNG  DES  STRUKTURWANDELS  DES  EUROPäISCHEN  HOPFEN 

SEKTORS MüSSEN S0NDERMASSNAH M E N BALD VERLäNGERT WERDEN 

a 

F. Xaver Mayer MdEP 

Jer Hopf  ist ein 
Tropf". In diesem 

gängigen    bayerischen 
Sprichwort  steckt  das 
ganz besondere Verhält- 
nis   der   Landwirte   zu 
ihrem Hopfen. Nicht nur 
hinsichtlich der Anbau- 
technik und der Witte- 
rung   sowie   des   Ein- 
satzes     an     Arbeits- 
stunden und Kapital ist 
der Hopfen  eine  sehr 
anspruchsvolle   Kultur- 
pflanze, die permanente Pflege und die 
ganze  Aufmerksamkeit  des  Hopfen- 
bauern erfordert. Auch am Markt verhält 
sich der Hopfen sehr eigenwillig, denn 
kaum ein Jahr verläuft wie das andere. 

Die Europäische Union ist der welt- 
weit größte Hopfenproduzent,  dabei 
stammt allein 80 Prozent aus Deutsch- 
land. Hauptkonkurrent auf dem Welt- 
markt ist die USA, die Betriebe dort be- 
finden sich überwiegend im Besitz von 
zwei Hopfenhandelshäusern. Diese be- 
herrschen den Welthopfenhandel und 
vereinigen 70 Prozent des gesamten 
Welthandelsvolumens auf sich. Nach- 
dem der Weltmarkt für Hopfen in den 
90er Jahren durch ein Überangebot in 
erhebliche   Schwierigkeiten   geraten 
war, entspannte sich die Lage in der EU 
durch eine erhebliche Reduktion der 

ne Sorten. Die so erziel- 
te Qualitätssteigerung 
konnte den negativen 
Preistrend zwar brem- 
sen, gleichzeitig fragten 
die Brauereien aber we- 
niger Hopfen nach. 

Um sich besser am 
Markt   behaupten   zu 
können, sind die rund 
3.600 Familienbetriebe 
in der EU zumeist zu Er- 
zeugergemeinschaften 
zusammengeschlos- 

sen. Unterstützt wurde dies durch die 
im Jahre 1971 eingeführte gemeinsa- 
me Marktordnung für Hopfen. Sie sieht 
u.a. die finanzielle Förderung des Hop- 
fenanbaus über eine Produktionsbei- 
hilfe für Hopfen und bestimmte Son- 
dermaßnahmen vor. Die EU-Hopfen- 
marktordnung umfasst weder Rege- 
lungen zum Aufkauf von Überschüssen 
noch zum Außenhandelsschutz und er- 
laubt somit den freien Handel des Hop- 
fens auf dem Weltmarkt. 

Die Erzeugerbeihilfe für Hopfen hat 
in der Vergangenheit eine wichtige Rol- 
le bei der Erleichterung der kostenin- 
tensiven Sortenumstellung, aber auch 
bei der Finanzierung der vielfältigen 
Vermarktungsmaßnahmen gespielt. 
Im letzten Jahr konnte auf Druck des 
Europäischen Parlaments eine Verlän- 

Flächen und die Umstellung auf moder-    gerung der Produktionsbeihilfe um drei 
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Jahre durchgesetzt werden. Mit den 
1998 eingeführten Sondermaßnah- 
men wurde eine langjährige Forderung 
des Europäischen Parlaments ent- 
sprochen, die Beseitigung der struktu- 
rellen Überschüsse des Hopfensek- 
tors zu unterstützen. Die zeitweise Stil- 
legung bzw. die endgültige Rodung von 
Hopfenflächen sind dabei auf breite Ak- 
zeptanz gestoßen. 

Nach einer sehr guten Ernte 2001, 
ist der Hopfenmarkt derzeit jedoch wie- 
der von starken Überschüssen und 
Preisverfall geprägt. Eine weitere Be- 
schleunigung des Strukturwandels ist 
angesichts der prekären Marktlage so- 
wie der starken weltweiten Konzentra- 
tionsprozesse des Hopfenhandels und 
der Brauwirtschaft vonnöten. Obwohl 
die Regelung zu Stillegungs- und Ro- 

dungsmaßnahmen in diesem Jahraus- 
läuft, hat die Kommission noch keinen 
Vorschlag zur weiteren Vorgehenswei- 
se gemacht. Um die notwendigen Um- 
stellungen vornehmen zu können, 
brauchen die Hopfenbauern Planungs- 
sicherheit. Nur bei verlässlichen und 
stabilen Rahmenbedingungen ist eine 
rasche, sozial verträgliche Umstellung 
möglich. Die Verlängerung der Sonder- 
maßnahmen um weitere drei bis fünf 
Jahre, würde die notwendige Marktbe- 
reinigung beschleunigen, damit der eu- 
ropäische Hopfen auf dem Weltmarkt 
wettbewerbsfähig bleibt. 

Franz Xaver Mayer (CSU) ist Mitglied 
im Ausschuss für Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung sowie Agrarpoliti- 
scher Sprecher der CSU-Europagruppe. 

INGO   SCHMITT: 

Öffentlicher Personennahverkehr 
LINKE  MEHRHEIT BREMST WETTBEWERB  AUS 

ereits seit vielen Jahren besteht weit- 
gehende Übereinstimmung darüber, 

dass es auch bei der Erbringung von Lei- 
stungen im öffentlichen Personennah- 
verkehr Wettbewerb geben soll. Diese 
Auffassung ist nicht nur Ausfluss ord- 
nungspolitischer Überlegungen, son- 
dern resultiert aus der Erkenntnis, dass 
die kommunalen Verkehrsbetriebe, so- 
lange sie als Monopol vor Ort agieren, 
Verkehrsleistungen zu teuer erbringen. 
Deswegen gibt es seit Mitte der neunzi- 
ger Jahre Bestrebungen, auch diesen 

Markt EU-weit für einen kontrollierten 
Wettbewerb zu öffnen. Zur Diskussion 
standen noch der Zeitpunkt sowie Aus- 
nahmen von der Ausschreibungspflicht, 
Höchstdauer von Vertragslaufzeiten, 
Ausschluss von Sozialdumping und an- 
dere Detailfragen. 

Nachdem die kommunalen Ver- 
kehrsbetriebe und die Gewerkschaften 
die Entschlossenheit der Politik zur 
Kenntnis genommen hatten, gaben sie 
ihre anfängliche Blockadehaltung auf 
und begannen, sich mit dieser Entwick- 
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lung zu arrangieren. So gelang es be- 
reits vielerorts im Vorlauf zu der erwar- 
teten gesetzlichen Regelung die kom- 
munalen Verkehrsbetriebe mit einem 
umfassenden Modemisierungs- und 
Rationalisierungsprogramm auf den 
Weg der Kosteneffizienz zu bringen. Er- 
ste Erfolge wurden bereits sichtbar, 
denn der Zuschussbedarf 
durch die öffentliche 
Hand ging bei gleicher 
Verkehrsleistung in vie- 
len Städten und Gemein- 
den zurück. 

Im Juli 2000 verab- 
schiedete die Kommissi- 
on dann die erwartete 
Verordnung und legte sie 
anschließend dem Eu- 
ropäischen Parlament 
vor. Nach der Zustim- 
mung von Parlament und 
Rat sollte sie drei Jahre 
später ihre volle Wirkung 
entfalten. Die Debatte im Europäischen 
Parlament brachte aber eine entschei- 
dende Wendung zum Negativen: Der zu- 
ständige Berichterstatter, ein nieder- 
ländischer Abgeordneter der Grünen- 
Fraktion, schlug unter dem Druck der 
Lobbyisten vor, den Gemeinden, Krei- 
sen und Ländern ein Wahlrecht ein- 
zuräumen. 

Mit dem Stichwort der Subsidiarität 
wurde versucht, dieses Wahlrecht zu 
begründen. Das Europäische Parlament 
beschloss daraufhin mit einer Mehrheit 
von Sozialisten, Teilen der Liberalen, 
aber auch der Franzosen, die immer für 
Wettbewerb sind, aber nicht vor der ei- 
genen Haustür, dass jede Kommune 
selbst entscheiden könne, ob sie ihre 
Verkehrsleistungen ausschreiben oder 

^r^ 
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Ingo Schmitt MdEP 

weiterhin exklusivan ihren kommunalen 
Betrieb vergeben wolle. 

Dieses Wahlrecht wäre nicht nur das 
Ende des ursprünglich von vielen ge- 
wollten    kontrollierten    Wettbewerbs, 
denn der Druck auf die örtliche Politik 
durch Geschäftsführung und Mitarbeiter 
des   kommunalen   Verkehrsbetriebes 

sowie durch die Gewerk- 
schaften, von einer Aus- 
schreibung abzusehen, 
wäre immens, sondern 
alle  bisher  erreichten 
Kostensenkungen in die- 
sem Bereich durch die 
drohende   Ausschrei- 
bungspflichtwürden sich 
möglicherweise wieder 
verflüchtigen  und  man 
könnte zu der Selbst- 
bedienungsmentalität 
kommunaler  Monopol- 
betriebe zurückkehren. 

In den nächsten Mo- 
naten ist der Rat am Zuge; der deutsche 
Verkehrsminister ist dazu aufgerufen, 
die   Fehlentscheidung   des   Europäi- 
schen Parlaments zu korrigieren. Außer- 
dem gilt es die Zeit bis zur zweiten Le- 
sung zu nutzen, um einen Teil der Euro- 
paabgeordneten davon zu überzeugen, 
dass das Wahlrecht nichts mit Subsi- 
diarität zu tun hat, sondern ausschließ- 
lich einen Wettbewerbskiller darstellt, 
deran den Wünschen und Bedürfnissen 
der Steuerzahler nach einem guten aber 
kosteneffizienten  öffentlichen   Perso- 
nennahverkehr vorbeigeht. 

Ingo Schmitt (CDU Berlin) ist Mitglied 
im Verkehrsausschuss des Europäi- 
schen Parlaments und Verkehrsstaats- 
sekretär a.D. im Land Berlin. 
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AUS    DER    EVP-ED- FRAKTI 0N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EV P - ED- FRAKTION 

Pat Cox - Kandidat der EVP-ED-Fraktion 
Der bisherige Vorsitzende der Libe- 

ralen Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Pat Cox, wurde - entsprechend 
einem Abkommen zwischen den beiden 
Fraktionenzu Beginn derLegislatur-mit 
den Stimmen der EVP-ED Fraktion zum 
neuen Parlamentspräsidenten gewählt. 
Im Juli 1999 hatte die Liberale Fraktion 
die Kandidatin der EVP-ED-Fraktion, Ni- 
cole Fontaine (F) unterstützt und die 
EVP-ED-Fraktion ihrerseits die Unter- 
stützung des liberalen Kandidaten für 
die zweite Legislaturhälfte zugesagt. 
Der Fraktionsvorsitzende Hans-Gert 
Pöttering, begrüßte die Wahl von Cox 
und hob hervor, dass dieser ein über- 
zeugter Europäer und eine politisch er- 
fahrene Persönlichkeit sei. Mit den 
Stimmen der EVP-ED-Fraktion kann so 
nach langer Zeit erstmals wieder eine 
kleinere Fraktion im Parlament den Prä- 
sidenten stellen, der gleichzeitig auch 
aus einem kleineren Mitgliedsland der 
Europäischen Union kommt. „Damit 
machtdas Europäische Parlament deut- 
lich, dass in einer funktionierenden De- 
mokratie alle die gleichen Chancen ha- 
ben", erklärte Pöttering. Pöttering hatte 
sich als Fraktionsvorsitzender seit Be- 
ginn der Legislatur immerwiederfürdie 
Rechte der kleineren Fraktionen im Par- 
lamenteingesetzt. Dem entsprach auch 
das zu Beginn der Legislatur zwischen 
der EVP-ED-Fraktion und der Liberalen 
Fraktion geschlossene Abkommen über 
die Wahl des Parlamentspräsidenten. 

ss Sieben Vizepräsidenten für 
EVP-ED-Fraktion 
Sieben von 14 Vizepräsidenten für 

die EVP-ED-Fraktion bei der Wahl der 
übrigen Präsidiumsmitglieder war die 
EVP-ED-Fraktion äußerst erfolgreich. 
Die sieben Kandidaten der Fraktion 
sind alle gewählt worden, fünf stehen 
an der Spitze des Wahlergebnisses. 
Georgios Dimitrakopoulos (GR) wurde 
mit 240 Stimmen zum zweiten Vize-Prä- 
sidenten gewählt. Es folgen Charlotte 
Cederschiöld (S), Alejo Vidal Quadras 
(E), Guido Podestä (I), Ingo Friedrich 
(D), Jose Pacheco Pereira (P) und Ja- 
mes Provan (UK). Zuvorwardie EVP-ED- 
Fraktion mit fünf Vizepräsidenten im 
Parlamentspräsidium vertreten. 

Drei von fünf Quästoren 
Als Quästoren wurden die Mitglieder 

der EVP-ED-Fraktion Mary Banotti (Irl) 
Godelieve Quisthoudt-Rowohl (D) und 
Miet Smet (B) gewählt. 

Acht von 17 Ausschussvorsitzenden 
Elmar Brok (D) wird Vorsitzender des 

Auswärtigen Ausschusses bleiben. Die 
Fraktion unterstreicht damit die Bedeu- 
tung, die sie der Erweiterung und der eu- 
ropäischen Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik beimisst. Diemut Theato 
(D) wurde als Vorsitzende des Haus- 
haltskontrollausschusses bestätigt. 
Ana Palacio Vallelersundi (E) wird 
Zukünftig vorsitzende des Ausschusses 
für Freiheiten und Rechte der Bürger 
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sein.IhrNachfolgeralsVorsitzenderdes 
Rechtsausschusses wird Guiseppe 
Gargani (I). Caroline Jackson (UK) ist 
als Vorsitzende des Umwelt- und Ver- 
braucherausschusses bestätigt wor- 
den. Joseph Daul (F) wird den Vorsitz 
im Landwirtschaftsausschuss, Struan 
Stevenson (UK) im Fischereiausschuss 
und Vitalano Gemelli (I) im Petitions- 
ausschuss übernehmen. 

Schuman-Medaille für Nicole Fontaine 
Die EVP-ED-Fraktion ehrte Nicole 

Fontaine (F) mit der Schuman-Medail- 
le für ihre erfolgreiche Präsidentschaft 
und ihren Einsatz für eine starke Uni- 
on. Der Fraktionsvorsitzende Pötte- 
ring überreichte ihr die Medaille, wür- 
digte ihre Tätigkeit und hob ihr Enga- 
gement bei der Bekämpfung des Ter- 
rorismus vor, das sie schon vor den 
Attentaten am 11. September in New 
York und Washington gezeigt habe. Die 
Schuman-Medaille ist eine renommier- 
te Auszeichnung für Politiker, die sich 
um die europäische Einigung, den Frie- 
den und den Schutz der Menschen- 
rechte verdient gemacht haben. 

• Untersuchung der 
Maul-und-Klauenseuche 
Trotz des Widerstands der Sozial- 

demokraten wird aufgrund eines Be- 
schlusses  des  Europäischen  Parla- 

ments ein nichtständiger Ausschuss 
für die Maul- und Klauenseuche einge- 
setzt werden. Aufgabe des Ausschus- 
ses ist es, die Ursachen und Folgen 
des Ausbrechens der MKS zu untersu- 
chen und Vorschläge auszuarbeiten, 
wie die Vorbeugung und die Bekämp- 
fung der Krankheit in Zukunft verbes- 
sert werden können. 

Der Agrarpolitische Sprecher der 
EVP-ED-Fraktion Lutz Goepel (D) be- 
grüßte die Einsetzung des neuen Aus- 
schusses nachdrücklich. Es komme 
nicht nur entscheidend darauf an, aus 
möglichen Fehlern, die bei der Umset- 
zung des Gemeinschaftsrechts und 
der nationalen Praxis gemacht worden 
seien, zu lernen, sondern auch 
die Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung der Krankheit in der EU 
generell besser abzustimmen. Die bis- 
herigen Erfahrungen hätten gezeigt, 
dasswederGrenzkontrollen noch Impf- 
und Krankheitsbekämpfungsprogram- 
me ausreichend seien. Robert Sturdy, 
britischer Abgeordneter und führen- 
des Mitglied des Landwirtschaftsaus- 
schusses, begrüßte die Entscheidung 
ebenfalls als ein positives Zeichen für 
die Landwirtschaft in Europa, da die 
Menschen in der Europäischen Union 
die letztjährige MKS-Krise und ihre Aus- 
wirkungen nicht einfach unter den Tep- 
pich kehren wollten. 
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